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Erläuterungsbericht zur Verordnung der Landeshauptstadt 

Bregenz betreffend das Erfordernis der Stellung eines Antrages 

auf Baugrundlagenbestimmung 

 

10.06.2025 

I. Allgemeines: 

Die vorliegende Verordnung stützt sich auf § 3 Abs. 2 des Vorarlberger Baugesetzes und legt 

verbindlich fest, in welchen Fällen vor Einreichung eines Bauantrages ein Antrag auf 

Baugrundlagenbestimmung zu stellen ist. Mit der präzisen Eingrenzung des 

Anwendungsbereichs sollen unnötige Verfahrensschritte vermieden, Planungssicherheit erhöht 

und die Verwaltungsabläufe für Bürgerinnen, Bürger und Behörde insgesamt effizienter 

gestaltet werden. 

 

II. Zu den einzelnen Bestimmungen: 

Zu § 1: 

Die Verpflichtung zur Baugrundlagenbestimmung wird an objektive Kriterien geknüpft, die sich 

an den in § 3 Abs. 4 Baugesetz genannten Interessen der örtlichen Raumplanung sowie des 

Schutzes des Orts- und Landschaftsbildes orientieren. 

 

Die Verpflichtung zur Stellung eines Antrages auf Baugrundlagenbestimmung bezieht sich 

ausschließlich auf Bauvorhaben, die aufgrund ihrer Größe oder Kubatur voraussichtlich 

substanzielle Auswirkungen auf Orts- und Landschaftsbild sowie örtliche Raumplanung haben.  

 

Zu lit. a: 

Der Schwellenwert von 80 m² überbauter Fläche für Neubauten wurde nach sorgfältiger 

Abwägung der öffentlichen Interessen gewählt. Ab dieser Größenordnung ist regelmäßig mit 

erheblichen Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild zu rechnen. Gebäude dieser 

Dimension prägen durch ihre Kubatur, Höhenentwicklung und räumliche Wirkung maßgeblich 

das Erscheinungsbild des Ortes. Zudem sind sie aus raumplanerischer Sicht relevant, da sie 

Einfluss auf die Siedlungsstruktur und Bebauungsdichte haben. Die frühzeitige Klärung der 
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baulichen Rahmenbedingungen durch eine Baugrundlagenbestimmung ermöglicht hier eine 

geordnete städtebauliche Entwicklung im Sinne der örtlichen Raumplanung. 

 

Zu lit. b: 

Bei wesentlichen Änderungen bestehender Gebäude wird die Grenze bei 40 m² Erweiterung 

der überbauten Fläche bzw. bei Schaffung eines zusätzlichen Vollgeschosses gezogen. Diese 

Eingriffe sind in ihrer Wirkung auf das Orts- und Landschaftsbild mit Neubauten vergleichbar. 

Insbesondere die Errichtung zusätzlicher Vollgeschosse verändert die Höhenentwicklung und 

damit die Silhouette des Ortsbildes erheblich. Auch aus raumplanerischer Sicht ist eine 

vorherige Prüfung dieser Bauvorhaben erforderlich, da sie die Bebauungsdichte und 

Nutzungsintensität des Grundstücks wesentlich beeinflussen. 

 

Nicht in den Anwendungsbereich des § 1 der Verordnung fallen somit insbesondere folgende 

Bauvorhaben: 

• Bauvorhaben, die keine Gebäude im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. i Baugesetz darstellen 

(z.B. reine Terrassen ohne Überdachung, offene Carports, etc.) 

• Bauvorhaben, die nicht unter § 18 Abs. 1 lit. a Baugesetz fallen (z.B. anzeigepflichtige 

kleine Gebäude nach § 19 lit. a - c Baugesetz) 

• Bauliche Maßnahmen, die die Schwellenwerte des § 1 nicht erreichen, wie: 

o Carports und Garagen unter 80 m² 

o Dachgauben, sofern die Erweiterung der überbauten Fläche unter 40 m² bleibt 

o Thermische Sanierungen, die keine wesentliche Änderung der äußeren 

Erscheinung bewirken 

o Schwimmbecken, die kein Gebäude im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. i Baugesetz 

sind 

o Sonstige untergeordnete bauliche Maßnahmen, die entweder keine Gebäude 

darstellen oder die Schwellenwerte nicht erreichen 

 

Diese differenzierte Betrachtung entspricht dem System des Baugesetzes und stellt sicher, 

dass nur jene Bauvorhaben einer vorherigen Baugrundlagenbestimmung bedürfen, bei denen 

dies im Hinblick auf die zu wahrenden öffentlichen Interessen tatsächlich erforderlich ist. 

 

Zu § 2: 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Neuregelung und hebt die bisherige Verordnung 

aus 2001 auf. 
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III. Vorteile für Bürgerinnen und Bürger: 

 

• Klare und transparente Regelungen schaffen Rechtssicherheit 

• Beschleunigte Verfahren bei kleineren Bauvorhaben durch Wegfall der 

Baugrundlagenbestimmung 

• Kosteneinsparung durch Vermeidung unnötiger Verfahrensschritte 

• Frühzeitige Planungssicherheit bei größeren Projekten 

• Vermeidung von späteren kostenintensiven Planungsänderungen 

 

IV. Finanzielle Auswirkungen: 

Die Neuregelung führt durch die klaren Schwellenwerte und Ausnahmen zu einer 

Verwaltungsvereinfachung. Der damit verbundene geringfügige Einnahmenentfall (EUR 30,80 

pro Bewilligung gemäß Verwaltungsabgabenverordnung) durch weniger Verfahren wird durch 

die Einsparung von Verwaltungsaufwand kompensiert. Für Bürgerinnen und Bürger ergeben 

sich Kosteneinsparungen durch den Wegfall von Verfahrensschritten bei kleineren 

Bauvorhaben.  

 

V. EU-Konformität: 

Die Verordnung betrifft ausschließlich lokale baupolizeiliche Regelungen und berührt keine EU-

rechtlichen Vorgaben. 

 

VI. Geschlechtsspezifische Auswirkungen: 

Die Regelungen sind geschlechtsneutral und haben keine unterschiedlichen Auswirkungen auf 

Frauen und Männer. 
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